
Antrag zur Satzungsänderung 
Antrag 1 – Digitalisierung Schriftverkehr 
 
Der PRO BAHN Landesausschuss beantrag aufgrund seines Beschlusses vom 1. Juli 
2026: 
 
Die Landesversammlung möge beschließen: 
 
Die Satzung des Fahrgastverband PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen 
e.V. wird wie folgt geändert: 
-------------- 
 
Der Satzung wird der folgende Paragrafhinzugefügt 
 
§ 18 Allgemeine Bestimmungen 
 
Soweit in dieser Satzung und den auf der Grundlage der Satzung beschlossenen 
Ordnungen die Schriftform für Anträge, Einladungen und Erklärungen verlangt wird, 
genügt zur Gültigkeit die Textform gemäß § 128 b BGB, es sei denn, diese Form ist an 
anderer Stelle für eine konkret benannte Erklärung Satzung ausdrücklich 
ausgeschlossen. 
 
Der bisherige § 18 wird § 19. 
 
§ 7 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 
Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Angabe von Zeit, Ort und vorläufiger 
Tagesordnung spätestens 4 Wochen vor der Durchführung. Maßgebend für die  
Einhaltung der Frist ist die Übergabe an einem Postdienstleister oder der 
elektronische Versand. 
Die Einladung muss Anträge und weitere Unterlagen nicht selbst enthalten, wenn 
diese im Internet abgerufen werden können und der Link sowie erforderliche 
Zugangsdaten hierfür in der Einladung bekanntgegeben werden, hierdurch werden 
Fristen gewahrt, wenn die Unterlagen zum Zeitpunkt des Versandes abrufbar sind. Auf 
Wunsch sind diese Unterlagen Mitgliedern gedruckt zuzusenden.   
Eine Einberufung an einen Ort außerhalb Nordrhein-Westfalens ist nicht zulässig. 
 
 

 
Begründung: 

 Der Gesetzgeber hat Erklärungen in Textform in § 128 b BGB so definiert: 
„Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss eine lesbare Erklärung, in 
der die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger 
abgegeben werden. 2Ein dauerhafter Datenträger ist jedes Medium, das 
 1.  es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger 
befindliche, an ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder zu 
speichern, dass sie ihm während eines für ihren Zweck angemessenen 
Zeitraums zugänglich ist, und 
 2.  geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben.“ 

Damit sind alle Erklärungen umfasst, die elektronisch erzeugt und übermittelt sind, 
einen Absender erkennen lassen und geeignet sind, ohne Veränderung aufbewahrt 
(gespeichert oder gedruckt) zu werden. Schriftliche Erklärungen verlangen hingegen 
eine Unterschrift gemäß § 128 BGB. 
Mit dieser Bestimmung kann künftig auch per E-Nail zu Versammlungen eingeladen 
werden. Das spart dem Landesverband jährlich einen hohen dreistelligen Betrag. 



 Die im Antrag gewählte Formulierung erspart eine völlige Überarbeitung der 
Satzung und erfasst ausnahmslos alle Erklärungen. 

 Auf der Grundlage der Einführung des neuen § 18 ist die Bestimmung über die 
Einladung zur Landesversammlung anzupassen.  
Da die Einladung nun in Textform zulässig ist, ist eine Sondervorschrift für den 
Versand nicht mehr erforderlich. 

 Die Übergabe an den Postdienstleister ist künftig genauso in Textform möglich 
wie der elektronische Direktversand. Dabei werden in aller Regel nicht einmal 
unmittelbare Belege erzeugt. Beispielsweise nutzt der Landesvorstand für 
elektronischen Versand das Hilfsmittel „Mailpoet“, das keine Belege erzeugt, 
sondern lediglich dadurch nachweisbar ist, dass elektronische Mitteilungen 
tatsächlich ankommen. Das Nachweisproblem liegt in Zweifelsfall nicht beim 
Fehlen einer Quittung, sondern in der Sicherung der verwendeten Adressliste. 

 Die bisherige Formulierung über einen „Verzicht“ auf Zusendung ist 
missglückt. Wer darf verzichten – das Mitglied oder der Vorstand? Eine klare 
Regelung soll dies ersetzen. 

 



Anlage Antrag 1 – Digitalisierung Schriftverkehr 
 
Überblick über die Änderung 
 
 
Aktuelle Satzung Stand 2020 
 
§ 7 Landesversammlung 
 
(3) Die Einberufung erfolgt 
schriftlich unter Angabe von Zeit, Ort 
und vorläufiger Tagesordnung 
spätestens 4 Wochen vor der 
Durchführung. Maßgebend für die Frist 
ist die quittierte Übergabe zu einem 
Postdienstleister. 
 
Auf ausdrücklichen Wunsch des 
Mitglieds kann die Einladung auf 
elektronischem Weg erfolgen. 
Auf eine Zusendung von Anträgen und 
sonstigen Anlagen kann verzichtet 
werden, wenn sie unter Einhaltung der 
Frist nach Satz 3 im Internet (probahn-
nrw.de) veröffentlicht werden und 
hierauf in der Einladung hingewiesen 
wird. 
Auf Verlangen werden die Anlagen auf 
dem Postweg zugestellt. 
Eine Einberufung an einen Ort 
außerhalb Nordrhein-Westfalens ist 
nicht zulässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach der Änderung 
 
§ 7 Landesversammlung 
 
(3) Die Einberufung erfolgt 
schriftlich unter Angabe von Zeit, Ort 
und vorläufiger Tagesordnung 
spätestens 4 Wochen vor der 
Durchführung. Maßgebend für die  
Einhaltung der Frist ist die Übergabe an 
einem Postdienstleister oder der 
elektronische Versand. 
Die Einladung muss Anträge und 
weitere Unterlagen nicht selbst 
enthalten, wenn diese im Internet 
abgerufen werden können und der Link 
sowie erforderliche Zugangsdaten 
hierfür in der Einladung 
bekanntgegeben werden, hierdurch 
werden Fristen gewahrt, wenn die 
Unterlagen zum Zeitpunkt des 
Versandes abrufbar sind. Auf Wunsch 
sind diese Unterlagen Mitgliedern 
gedruckt zuzusenden.   
Eine Einberufung an einen Ort 
außerhalb Nordrhein-Westfalens ist 
nicht zulässig. 
 



Antrag zur Satzungsänderung 
Antrag 2 – Geheime Wahl 
 
Der PRO BAHN Landesausschuss beantrag aufgrund seines Beschlusses vom 1. Juli 
2026: 
 
Die Landesversammlung möge beschließen: 
 
Die Satzung des Fahrgastverband PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen 
e.V. wird wie folgt geändert: 
----------------------- 
§ 8 Wahlen und Abstimmungen wird wie folgt ergänzt: 
 
(3) Der Landesvorstand ist geheim zu wählen. Der Vorsitzende und der Schatzmeister 
sind einzeln zu wählen. Für die weiteren stellvertretenden Vorsitzenden und die 
Beisitzer sind weitere getrennte Wahlgänge notwendig, die Wahl erfolgt in jeweils 
einem Wahlgang, wenn die Versammlung kein anderes Vorgehen beschließt. 
(4) Das Schiedsgericht ist geheim zu wählen. Der Vorsitzende ist einzeln zu wählen. 
Die weiteren Mitglieder werden in einem Wahlgang gewählt, wenn die Versammlung 
kein anderes Vorgehen beschließt. 
 
Absatz 3 wird Absatz 6. 
---------------------------------- 
 
Begründung: 
 
Die geheime Wahl des Vorstandes ist gelebte Praxis. Diese Praxis ist abzusichern, 
damit die Stimmberechtigten die Möglichkeit haben anonym sich gegen Kandidaten 
auszusprechen und ihre Wahl zu verhindern. Dies ist vor allem zur Abwehr des 
Eindringens von extremistischen Kandidaten und Mitgliedern erforderlich. 
Zugleich ist klarzustellen, dass die bisher gelebte Praxis zulässig ist: Der Vorsitzende 
und der Schatzmeister werden einzeln gewählt, die weiteren Stellvertreter und 
Beisitzer werden in zwei weiteren Wahlgängen in Blockwahl gewählt. 
Die Bestimmungen sind in der Satzung zu verankern, damit sie nur mit der 
Satzungsändernden Zwei-Drittel-Mehrheit geändert werden können. 
Entsprechendes gilt für das Schiedsgericht. Auch insoweit ist die Abwehr von 
Extremisten das wesentliche Ziel. 
 
 



Anlage Antrag 2 – Geheime Wahl 
 
Aktuelle Satzung Stand 2020 
 
§ 8 Wahlen und Abstimmungen 
1) Wahlen finden zum Landesvorstand, 
zum Leiter der Fachausschüsse, zum 
Schiedsgericht und zum Kassenprüfer 
auf eine Amtsdauer von zwei Jahren 
statt. 
Ein gewählter Funktionsträger bleibt 
nach Ablauf der Amtsdauer solange 
geschäftsführend im Amt, bis 
Neuwahlen für dieses Amt 
stattgefunden haben. 
(2) Satzungsänderungen und die 
Änderung des Vereinszwecks können 
nur mit einer Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Mitglieder beschlossen 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Alles Weitere ist in einer 
Wahlordnung geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gesonderte Fassung 
 
§ 8 Wahlen und Abstimmungen 
1) Wahlen finden zum Landesvorstand, 
zum Leiter der Fachausschüsse, zum 
Schiedsgericht und zum Kassenprüfer 
auf eine Amtsdauer von zwei Jahren 
statt. 
Ein gewählter Funktionsträger bleibt 
nach Ablauf der Amtsdauer solange 
geschäftsführend im Amt, bis 
Neuwahlen für dieses Amt 
stattgefunden haben. 
(2) Satzungsänderungen und die 
Änderung des Vereinszwecks können 
nur mit einer Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Mitglieder beschlossen 
werden. 
(3) Der Landesvorstand ist geheim zu 
wählen. Der Vorsitzende und der 
Schatzmeister sind einzeln zu wählen. 
Für die weiteren stellvertretenden 
Vorsitzenden und die Beisitzer sind 
weitere getrennte Wahlgänge 
notwendig, die Wahl erfolgt in jeweils 
einem Wahlgang, wenn die 
Versammlung kein anderes Vorgehen 
beschließt. 
(4) Das Schiedsgericht ist geheim zu 
wählen. Der Vorsitzende ist einzeln zu 
wählen. Die weiteren Mitglieder werden 
in einem Wahlgang gewählt, wenn die 
Versammlung kein anderes Vorgehen 
beschließt. 
(6) Alles Weitere ist in einer 
Wahlordnung geregelt. 



Antrag zur Satzungsänderung 
Antrag 3 – Bekenntnis zur freiheitlichen Grundordnung 
 
 
 
Der PRO BAHN Landesausschuss beantrag aufgrund seines Beschlusses vom 1. Juli 
2026: 
 
Die Landesversammlung möge beschließen: 
 
Die Satzung des Fahrgastverband PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen 
e.V. wird wie folgt geändert: 
 
Der Satzung ist ein § 2a anzufügen: 
 

 
§ 2a Demokratische und weltoffene Orientierung 
 
Fahrgäste sollen öffentliche Verkehrsmittel ohne Rücksicht auf ihre Herkunft, 
Staatsangehörigkeit oder sexuelle oder politische Orientierung benutzen dürfen. 
Dementsprechend vertritt der Verein die Interessen aller Fahrgäste ohne 
Einschränkung. Die Diskriminierung von Menschen ist dem Verein fremd. Die 
Wahrnehmung des Verbraucherschutzes und der Volksbildung ist auf eine 
funktionierende freiheitlich-demokratische Grundordnung und der in ihr verankerte 
Meinungsfreiheit und Gewaltenteilung angewiesen. Diese freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu erhalten ist daher Aufgabe des Vereins, soweit dies für die 
Erreichung der in § 2 genannten Vereinszwecke notwendig ist. 
 

 
Begründung: 
Der Antrag wird aufgrund der dringenden Empfehlung von Fachjuristen gestellt, 
Ein Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung ist Voraussetzung 
für Maßnahmen in der Satzung selbst wie außerhalb der Satzung gegen das 
Eindringen von Extremisten und extremistischen Gedankengut. 
Diese Grundeinstellung ist daher unabhängig von weiteren Satzungsänderungen zu 
beschließen. 
Durch die Formulierung ist sichergestellt, dass der Vereinszweck und die 
Gemeinnützigkeit nicht berührt werden. 
 
 
 
 
Quellen 
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/netzwerk-verein/extremismus-verein-satzung 
https://wir-tun-was.rlp.de/unterstuetzen/schutz-und-praevention-im-ehrenamt/vereint-euch-
vereine-gegen-ausgrenzung-und-extremismus 
 
 
 

https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/netzwerk-verein/extremismus-verein-satzung
https://wir-tun-was.rlp.de/unterstuetzen/schutz-und-praevention-im-ehrenamt/vereint-euch-vereine-gegen-ausgrenzung-und-extremismus
https://wir-tun-was.rlp.de/unterstuetzen/schutz-und-praevention-im-ehrenamt/vereint-euch-vereine-gegen-ausgrenzung-und-extremismus


Antrag zur Satzungsänderung 
An trag 4 – Ausschluss von Mitgliedern 
 
 
 
Der PRO BAHN Landesausschuss beantrag aufgrund seines Beschlusses vom 1. Juli 
2026: 
 
Die Landesversammlung möge beschließen: 
 
Die Satzung des Fahrgastverband PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen 
e.V. wird wie folgt geändert: 
 
-------------------------------------- 
 
In § 4 Mitgliedschaft wird der Absatz 11 durch folgende Absätze 11 und 12 ersetzt: 
 
(11) Die Mitgliedschaft endet durch: 
a) Tod oder Auflösung einer juristischen Person. 
b) Austritt zum Ende eines Beitragsjahres durch spätestens einen Monat vorher 
eingehende schriftliche Erklärung. 
c) Ausschluss 
(12) Der Ausschluss ist zulässig 
a) bei mehr als einjährigem Beitragsrückstand. 
b) wegen Verstoß gegen die Interessen des Vereins, 
c) aufgrund von verbandsschädigendem Verhalten, 
d) nach Kundgabe rechts- oder linksextremer, rassistischer, antisemitischer oder 
anderer demokratie- und menschenfeindlicher Haltungen innerhalb und außerhalb des 
Vereins und der wegen aktueller oder früherer Mitgliedschaft in rechts- oder 
linksextremen, rechts- oder linkspopulistischen oder menschen- und 
demokratiefeindlichen Parteien und Organisationen. 
Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. 
Gegen den Ausschluss kann beim Schiedsgericht binnen einer Frist von 4 Wochen 
Einspruch eingelegt werden. 
 
-------------------------------------------- 
 
Begründung: 
 
Der Antrag wird aufgrund dringender Empfehlungen von Fachjuristen gestellt. 
Die Formulierung folgt einem Vorschlag des unten an dritter Stelle genannten Papiers 
der Stadt München. 
Die Ergänzung ist erforderlich, da ein Verstoß gegen die Grundsätze des neuen § 2a 
der Satzung nicht unbedingt ein vereinsschädigendes Verhalten ist. Das Vereinsrecht 
gibt dem Verein die Freiheit, den Verstoß gegen die freiheitliche Grundordnung mit 
Ausschluss zu sanktionieren. 
 
 
Quellen 
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/netzwerk-verein/extremismus-verein-satzung 
https://wir-tun-was.rlp.de/unterstuetzen/schutz-und-praevention-im-ehrenamt/vereint-euch-
vereine-gegen-ausgrenzung-und-extremismus 
https://stadt.muenchen.de/dam/jcr:4ee8ca71-be39-4e64-9772-
217c741dfcc6/Broschuere_Verein(t)_25_web.pdf 
 
 

https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/netzwerk-verein/extremismus-verein-satzung
https://wir-tun-was.rlp.de/unterstuetzen/schutz-und-praevention-im-ehrenamt/vereint-euch-vereine-gegen-ausgrenzung-und-extremismus
https://wir-tun-was.rlp.de/unterstuetzen/schutz-und-praevention-im-ehrenamt/vereint-euch-vereine-gegen-ausgrenzung-und-extremismus
https://stadt.muenchen.de/dam/jcr:4ee8ca71-be39-4e64-9772-217c741dfcc6/Broschuere_Verein(t)_25_web.pdf
https://stadt.muenchen.de/dam/jcr:4ee8ca71-be39-4e64-9772-217c741dfcc6/Broschuere_Verein(t)_25_web.pdf


Anlage Antrag 4 – Ausschluss von Mitgliedern 
 
Aktuelle Satzung Stand 2020 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
 
 (11) Die Mitgliedschaft endet durch: 
a) Tod oder Auflösung einer 
juristischen Person. 
b) Austritt zum Ende eines 
Beitragsjahres durch spätestens einen 
Monat vorher eingehende schriftliche 
Erklärung. 
c) Ausschluss 
Dieser kann erfolgen durch 
Vorstandsbeschluss z.B. aufgrund von 
verbandsschädigendem Verhalten oder 
Verstößen gegen Satzung, Beschlüsse 
oder Interessen des Verbandes oder 
bei mehr als einjährigem 
Beitragsrückstand. 
Gegen den Ausschluss kann beim 
Schiedsgericht binnen einer Frist von 4 
Wochen Einspruch eingelegt werden. 
Erfolgt kein Widerspruch, wird der 
Ausschluss nach Ablauf der Frist 
wirksam. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geänderte Fassung 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
 
 (11) Die Mitgliedschaft endet durch: 
a) Tod oder Auflösung einer 
juristischen Person. 
b) Austritt zum Ende eines 
Beitragsjahres durch spätestens einen 
Monat vorher eingehende schriftliche 
Erklärung. 
c) Ausschluss 
(12) Der Ausschluss ist zulässig 
a) bei mehr als einjährigem 
Beitragsrückstand. 
b) wegen Verstoß gegen die Interessen 
des Vereins, 
c) aufgrund von 
verbandsschädigendem Verhalten, 
d) nach Kundgabe rechts- oder 
linksextremer, rassistischer, 
antisemitischer oder anderer 
demokratie- und menschenfeindlicher 
Haltungen innerhalb und außerhalb des 
Vereins und der wegen aktueller oder 
früherer Mitgliedschaft in rechts- oder 
linksextremen, rechts- oder 
linkspopulistischen oder menschen- 
und demokratiefeindlichen Parteien 
und Organisationen. 
Der Ausschluss erfolgt durch 
Beschluss des Vorstandes. 
Gegen den Ausschluss kann beim 
Schiedsgericht binnen einer Frist von 4 
Wochen Einspruch eingelegt werden. 
 
 
 


